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Allgemeine Geschäftsbedingungen 

der UMTS Media Service GmbH, Holstenkamp 42, 22525 Hamburg 
 

§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich  

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit 

unseren Kunden. Die AGB gelten nur, wenn unser Vertragspartner Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische 

Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

(2) Die AGB gelten in ihrer jeweiligen Fassung als Rahmenvereinbarung auch für künftige Verträge mit 

demselben Kunden, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten; über Änderungen 

unserer AGB werden wir den Kunden in diesem Fall unverzüglich informieren. 

(3) Unsere AGB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine 

Geschäftsbedingungen des Kunden werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung 

ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, 

wenn wir in Kenntnis der AGB des Kunden die Leistung an ihn vorbehaltlos ausführen. 

(4) Neben diesen AGB gelten je nach Art des Geschäfts auch unsere besonderen Geschäftsbedingungen für 

Installation (AGB-I), Wartung (AGB-W), Verkauf (AGB-VK), Vermietung (AGB-VM) oder Alarmaufschaltung (AGB-

AL). Diese besonderen Geschäftsbedingungen haben, soweit sie abweichende oder ergänzende Regelungen 

enthalten, Vorrang vor diesen AGB. Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Kunden 

(einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben ihrerseits wiederum Vorrang vor den 

besonderen Bedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere 

schriftliche Bestätigung maßgebend.  

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Kunden uns gegenüber 

abzugeben sind (z. B. Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Erklärung von Rücktritt oder Minderung), bedürfen zu 

ihrer Wirksamkeit der Schriftform.  

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine 

derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen  

Vorschriften, soweit sie in unseren AGB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden.  

§ 2 Vertragsschluss 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch, wenn wir dem Kunden Kataloge, 

technische Dokumentationen (z. B. Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf DIN-

Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch in elektronischer Form – überlassen haben, 

an denen wir uns Eigentums- und Urheberrechte vorbehalten.  

(2) Die Bestellung durch den Kunden gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts 

anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 14 Tagen nach seinem Zugang bei uns 

anzunehmen.  

(3) Die Annahmeerklärung durch uns erfolgt entweder in Textform (z. B. durch Auftragsbestätigung) oder durch 

den Beginn der Auftragsausführung. 

§ 3 Ausführungsfrist und Verzug 

(1) Die Ausführungs- oder Lieferfristen werden grundsätzlich individuell vereinbart bzw. von uns bei Annahme der 

Bestellung angegeben. Sofern dies nicht der Fall ist, beträgt die Ausführungs- bzw. Lieferfrist ca. 4 Wochen ab 

Vertragsschluss. 
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(2) Sofern wir verbindliche Ausführungs- oder Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, nicht 

einhalten können, werden wir den Kunden hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, 

neue Ausführungs- oder Lieferfrist mitteilen.  

(3) Der Eintritt unseres Verzuges bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine 

Mahnung durch den Käufer erforderlich.  

(4) Die Rechte des Kunden gem. § 5 dieser AGB und unsere gesetzlichen Rechte insbesondere bei einem 

Ausschluss der Leistungspflicht (z. B. aufgrund Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder 

Nacherfüllung) bleiben unberührt.  

§ 4 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten unsere jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 

aktuellen Preise zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer.  

(2) Der vereinbarte Preis ist fällig und zu zahlen innerhalb von 10 Tagen ab Rechnungsstellung und Ausführung 

der Leistung. Vereinbarte Anzahlungen sind fällig und zu zahlen innerhalb von 10 Tagen ab Rechnungsstellung. 

(4) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfristen kommt der Kunde in Verzug. Unsere Geldforderungen sind während 

des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns die 

Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt unser Anspruch auf 

den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt. 

(5) Sofern sich der Kunde im Zahlungsverzug befindet, sind wir berechtigt, ein Zurückbehaltungsrecht auszuüben 

und übertragende Nutzungsrechte und Steuerungszugänge vorläufig bis zum vollständigen Ausgleich unserer 

sämtlichen Ansprüche in angemessenem Umfang zu sperren. Die Sperrung kann der Kunde durch 

Sicherheitsleistung (§§ 232 ff. BGB) in Höhe der offenen Forderungen abwenden. 

(6) Dem Kunden stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als sein Anspruch 

rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist.  

(7) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar, dass unser Anspruch auf den Preis durch mangelnde 

Leistungsfähigkeit des Kunden gefährdet wird (z. B. durch Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), so 

sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – 

zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen 

(Einzelanfertigungen), können wir den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über die 

Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 

§ 5 Haftung 

(1) Soweit sich aus den anzuwendenden besonderen Vertragsbedingungen, diesen AGB, einschließlich der 

nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und 

außervertraglichen Pflichten nach den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir nur  

 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit; 

b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die 

ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 

Kunde regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere Haftung  

jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 
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(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig 

verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit einer Ware übernommen haben. Das gleiche gilt für 

Ansprüche des Kunden nach dem Produkthaftungsgesetz. 

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Käufer nur zurücktreten oder 

kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies Kündigungsrecht des Käufers 

(insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

§ 6 Vertraulichkeit 

(1) „Vertrauliche Informationen“ sind alle Informationen und Unterlagen der jeweils anderen Partei, die als 

vertraulich gekennzeichnet oder aus den Umständen heraus als vertraulich anzusehen sind, insbesondere 

Informationen über betriebliche Abläufe, Geschäftsbeziehungen und Know-how, sowie sämtliche 

Arbeitsergebnisse.  

(2) Die Parteien vereinbaren, über solche vertraulichen Informationen Stillschweigen zu wahren. Diese 

Verpflichtung besteht auch für die Zeit nach Beendigung beziehungsweise Erfüllung des Vertrags fort. 

(3) Von dieser Verpflichtung ausgenommen sind solche vertraulichen Informationen, 

 

a) die dem Empfänger bei Abschluss des Vertrags nachweislich bereits bekannt waren oder danach von 

dritter Seite bekannt werden, ohne dass  

dadurch eine Vertraulichkeitsvereinbarung, gesetzliche Vorschriften oder behördliche Anordnungen 

verletzt werden; 

b) die bei Abschluss des Vertrags öffentlich bekannt sind oder danach öffentlich bekannt gemacht 

werden, soweit dies nicht auf einer Verletzung dieses Vertrags beruht; 

c) die aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen oder auf Anordnung eines Gerichtes oder einer Behörde 

offen gelegt werden müssen. Soweit zulässig und möglich wird der zur Offenlegung verpflichtete 

Empfänger die andere Partei vorab unterrichten und ihr Gelegenheit geben, gegen die Offenlegung 

vorzugehen. 

 

(4) Die Parteien werden nur solchen Beratern Zugang zu vertraulichen Informationen gewähren, die dem 

Berufsgeheimnis unterliegen oder denen zuvor den Geheimhaltungsverpflichtungen dieses Vertrags 

entsprechende Verpflichtungen auferlegt worden sind. Des Weiteren werden die Parteien nur denjenigen 

Mitarbeitern die vertraulichen Informationen offen legen, die diese für die Durchführung dieses Vertrags kennen 

müssen, und diese Mitarbeiter auch für die Zeit nach ihrem Ausscheiden in arbeitsrechtlich zulässigem Umfang 

zur Geheimhaltung verpflichten. 

(5) Auf Verlangen werden beide Parteien nach Beendigung der Zusammenarbeit alle vertraulichen Informationen 

an den Vertragspartner herausgeben oder falls dies nicht gewünscht oder nicht möglich ist, unwiederbringlich 

löschen. Auf Anfrage einer Vertragspartei ist die Löschung schriftlich zu bestätigen. 

(5) Jeder schuldhafte Verstoß gegen die vorstehenden Vertraulichkeitsverpflichtungen zieht eine Vertragsstrafe in 

Höhe von 10.000,00 EUR nach sich. Weitergehende Ansprüche der Parteien bleiben unberührt.  
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§ 7 Datenschutz und Datensicherheit  

 
(1) Die Vertragsparteien beachten die einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorschriften. Wir werden 

insbesondere personenbezogene Daten des Kunden i. S. d. § 11 Abs. 3 BDSG nur im Rahmen dessen 

Weisungen erheben, verarbeiten oder nutzen. Die Vertragsparteien verpflichten ihre Mitarbeiter gem. § 5 BDSG 

auf die Einhaltung des Datengeheimnisses.  

(2) Der Kunde ist zur regelmäßigen Datensicherung im erforderlichen Umfang - mindestens jedoch einmal 

werktäglich - verpflichtet. Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, ist unsere Haftung für Datenverlust 

ausgeschlossen.  

(3) Beide Parteien werden die technischen und organisatorischen Anforderungen gem. der Anlage zu § 9 BDSG 

zu erfüllen. Jede Partei hat die ihrem Zugriff unterliegenden Systeme gegen unbefugte Kenntnisnahme, 

Speicherung, Veränderung sowie sonstige nicht autorisierte Zugriffe oder Angriffe, gleich welcher Art, durch 

Mitarbeiter oder sonstige Dritte zu schützen. Hierzu ergreifen die Vertragsparteien die nach dem neuesten Stand 

bewährter Technik geeigneten Maßnahmen in erforderlichem Umfang, insbesondere zum Schutz gegen Viren 

und sonstige schadhafte Programme oder Programmroutinen, außerdem sonstige Maßnahmen zum Schutz 

seiner Einrichtung, insbesondere zum Schutz gegen Einbruch. Bei Verwendung von nicht dem jeweiligen Zugriff 

unterliegenden Systemen haben die Parteien ihren Vertragspartnern entsprechende Verpflichtungen 

aufzuerlegen und deren Einhaltung regelmäßig zu überwachen. 

(4) Der Kunde wird darauf hingewiesen, dass die Einrichtung sowie der Betrieb von 

Videoüberwachungssystemen, videogestützten Alarmsystemen oder mitarbeiterpersonalisierten 

Kassensystemen der Reglementierung durch Datenschutzbestimmungen sowie 

Mitarbeiterbeteiligungsrechte unterliegen können. Der Kunde ist für die Einhaltung dieser Vorschriften 

selbst verantwortlich. Wir können insoweit keine rechtliche  Beratungsleistungen übernehmen. 

(5) Der Kunde wird darauf hingewiesen, dass in der Gerätesoftware für die  Fernwartung regelmäßig ein 

Administrationspasswort (Generalpasswort) hinterlegt ist. Das Generalpasswort verbleibt bei uns. Auf 

Kundenwunsch wird das Generalpasswort deaktiviert. Der Kunde wird darauf hingewiesen, dass in diesen Fall 

der Zugang zur Gerätesoftware nur noch durch das Kundenpasswort möglich und ein Zurücksetzen verlorener 

gegangener Passwörter durch uns ausgeschlossen ist  

§ 8 Rechtswahl und Gerichtsstand 

(1) Für diese AGB und alle Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Käufer gilt das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-Kaufrechts. 

Voraussetzungen und Wirkungen eines Eigentumsvorbehalts unterliegen dem Recht am jeweiligen Lageort der 

Sache, soweit danach die getroffene Rechtswahl zugunsten des deutschen Rechts unzulässig oder unwirksam 

ist.  

(2) Ist der Käufer Kaufmann i. S. d. Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler –  Gerichtsstand für alle sich 

aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Hamburg. 

Wir sind jedoch auch berechtigt, Klage am allgemeinen Gerichtsstand des Kunden zu erheben.  

§ 9 Sonstiges 

(1) Der Kunde darf Ansprüche gegen uns nur nach unserer schriftlichen Zustimmung auf Dritte übertragen.  

(2) Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 

nicht. Die Vertragsparteien werden sich bemühen, anstelle der unwirksamen Bestimmung eine solche zu finden, 

die dem Vertragsziel rechtlich und wirtschaftlich am besten gerecht wird. 


